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Schriftliche Kleine Anfrage

des Abgeordneten Andreas Grutzeck (CDU) vom 08.08.24

und Antwort des Senats

Betr.: Vereinsamung entgegenwirken — Hat der Senat die Attraktivitat der
Seniorentreffs wie versprochen gesteigert? (V)

Einleitung fiir die Fragen:

Drs. 22/14594 informiert Uber die Anwendung der neuen Richtlinie (ber die
Férderung der bezirklichen Offenen Seniorenarbeit in Hamburg. Geéndert
worden sind die Voraussetzungen fiir das Erlangen der jeweiligen Pauschalen,
aber nicht die Héhe der Pauschalen. ,MaRgebend sind neben den Offnungs-
zeiten nun auch die Angebote im Treff“, so der Senat.

Vor diesem Hintergrund frage ich den Senat:

Frage 1: In den Jahren 2021 und 2022 erhielten die Seniorentreffs meist Pau-
schalen zwischen 11.000 und 13.000 Euro pro Jahr (Drs. 22/3613).
Doch auch 2023 und 2024 blieben die Summen gleich. Die geringe
Differenz von maximal 2.000 Euro pro Jahr diirfte kaum einen Anreiz
bieten, Angebote neu zu denken. Wie will der Senat Anreize fiir viel-
seitigere Angebote schaffen und auch gute Angebote belohnen?

Frage 2: Sieht der Haushalt 2025/2026 eine Erhéhung der Pauschalen vor?
Wenn ja, in welcher Form?
Wenn nein, warum nicht?

Antwort zu Fragen 1 und 2:

Der Senat unterstitzt die Weiterentwicklung der inhaltlichen Arbeit in den Seniorinnen-
und Seniorentreffs unter anderem durch zwei Projekte zur Férderung von hauptamtli-
cher Unterstlitzung in insgesamt 28 Seniorinnen- und Seniorentreffs. Ein wesentliches
Ziel beider Projekte ist es, nicht nur neue Angebote zu schaffen, sondern dartber hin-
aus modellhaft die Weiterentwicklung von Seniorinnen- und Seniorentreffs in einer viel-
faltigen Gesellschaft des langen Lebens mit sehr unterschiedlichen Interessen
und Bedarfen strategisch zu bearbeiten. Auf der Grundlage von sozialrdumlichen
Bestands-, Bedarfs- und Potenzialanalysen gilt es, in einem partizipativen Prozess eine
Zukunftsvision fur die beteiligten Seniorinnen- und Seniorentreffs zu entwickeln. Dazu
gehdrt unter anderem, den jeweiligen Seniorinnen- und Seniorentreff durch geeignete
Kooperationen im Stadtteil bekannter zu machen, Synergien mit anderen Angeboten zu
identifizieren und zu nutzen sowie auch die Organisation und Zusammenarbeit im Treff-
punkt zu betrachten. Auf diese Weise werden modellhaft die Grundlagen fur eine darauf
aufbauende, zukunftsorientierte Weiterentwicklung der Offenen Seniorinnen- und Seni-
orenarbeit erarbeitet, die sowohl eine sich verandernde Stadtgesellschaft als auch eine
sich wandelnde Angebotslandschaft im Blick hat. Insofern steht zunachst die modell-
hafte fachliche Weiterentwicklung der Seniorinnen- und Seniorentreffs durch die Pro-
jekte zur Forderung von hauptamtlicher Unterstlitzung im Vordergrund. Ferner berat
und unterstiitzt das Projekt ,Alter werden unterm Regenbogen® Seniorinnen- und Seni-
orentreffs bei der Gestaltung LSBTIQ*-sensibler Angebote. Das Projekt ,Digital dabei®
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unterstitzt bei Digitalisierungsangeboten in Seniorinnen- und Seniorentreffs durch die
Vermittlung von Digitalmentorinnen und -mentoren. Im Ubrigen siehe Drs. 22/14594,
22/13489 und 22/11107.

Im Ubrigen sind die Beratungen zum Doppelhaushalt 2025/2026 noch nicht abge-
schlossen.

Frage 3: Das Modellprojekt fiir mehr Hauptamt férdert in Seniorentreffs haupt-
amtliche Unterstlitzung. 250.000 Euro waren jahrlich fiir die beiden
Projektjahre vorgesehen. Mittel in welcher Héhe werden von der zur
Verfiigung stehenden Summe Ende 2024 voraussichtlich abgerufen
sein und aus welchem Aufgabenbereich welcher Produktgruppe
kamen die Mittel konkret?

Antwort zu Frage 3:

Fir die beiden Projekte zur Férderung hauptamtlicher Unterstitzung von Seniorinnen-
und Seniorentreffleitungen sind bislang Mittel im Umfang von insgesamt 467.504,93
Euro bewilligt worden. Abschlage werden regelmaRig abgerufen. Das gesamte Forder-
volumen wird sich durch die Ubernahme der Tarifsteigerungen noch erhéhen. Beide
Projekte werden aus dem Aufgabenbereich 299 Gleichstellung und gesellschaftlicher
Zusammenhalt, Produktgruppe 299.01 Gleichstellung und gesellschaftlicher Zusam-
menhalt, finanziert.

Frage 4: Eine Auswertung des Modellprojekts ist im Zuge der Verwendungs-
nachweispriifung vorgesehen. Fiir das Jahr 2023 miissten bereits
alle Verwendungsnachweise vorliegen. Wurden diese bereits ausge-
wertet?

Wenn ja, mit welchem Ergebnis?
Wenn nein, wann soll Auswertung erfolgen?
Antwort zu Frage 4:

Beide Projekte zur Forderung hauptamtlicher Unterstlitzung von Seniorinnen- und
Seniorentreffleitungen sind mit Bescheid vom 21. November 2023 beziehungsweise mit
Bescheid vom 22. November 2023 bewilligt worden und haben im 1. Quartal 2024 ihre
Arbeit aufgenommen. Die Verwendungsnachweise sind bis zum 31. Marz 2025 einzu-
reichen und werden anschlieend gepriift.

Frage 5: 86 von 142 angeschriebenen vollstationdren Pflegeeinrichtungen
haben sich an der Befragung, ob sie WLAN bieten, beteiligt. 95 Pro-
zent haben bejaht. Ob die anderen 56 Einrichtungen nicht geantwor-
tet haben, weil sie kein WLAN haben, weil3 der Senat nicht. Die Ver-
pflichtung greift aber Anfang 2025. Wie viele Beschwerde von
Bewohnern wegen fehlendem WLAN sind dem Senat fiir die Jahre
2023 und 2024 bekannt? Und wie oft erfolgte eine Uberpriifung der
Anforderungen im Rahmen von anlassbezogenen Priifungen geméan
§ 11 Wohn- und Betreuungsdurchfiihrungsverordnung (WBDurch-
fVO) durch die bezirkliche Wohn-Pflege-Aufsicht mit jeweils welchem
Ergebnis?

Antwort zu Frage 5:

Der fir Gesundheit zustandigen Behdrde sind keine diesbeziiglichen Beschwerden
bekannt. Da bislang noch keine Verpflichtung besteht, erfolgte auch keine Uberpriifung
im Rahmen von anlassbezogenen Begehungen. Die Einrichtungen werden jedoch auf
die kommende Verpflichtung hingewiesen und entsprechend beraten.

Frage 6: Der LSB fordert dringend eine personell bessere Ausstattung der
Pflegestiitzpunkte. Im 4. Quartal 2024 sollen zwischen der fiir Ge-
sundheit zusténdigen Behdrde und den Bezirksémtern die Grundla-
gen fir eine Personalbemessung festgelegt werden, die im Jahr 2025
beginnen soll. Wie lange soll die Bemessung laufen und wann soll ein
Ergebnis vorgelegt werden?
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Antwort zu Frage 6:

Derzeit laufen Abstimmungen zwischen der fur Gesundheit zustédndigen Behorde und
den Bezirksamtern Uber die Planung der Analyse. Eine konkrete Zeitplanung liegt noch
nicht vor.

Frage 7: Ab dem 1. Januar 2025 gilt Barrierefreiheit in Wohn-Pflegeeinrichtun-
gen und im Servicewohnen. Laut dem Senat vorliegender Auskunft
bestehe bei circa 10 Prozent kein Handlungsbedarf, bei circa 20 Pro-
zent ein geringer Handlungsbedarf sowie bei circa 70 Prozent ein gro-
Ber Handlungsbedarf. Allerdings gibt es fiir die Meldung der Barrie-
refreiheit in Einrichtungen keine Gesetzesgrundlage. Zwar stellt eine
Abweichung von den Anforderungen des HmbWBG und den dazuge-
hérigen Verordnungen geménR § 4 Absatz 1 WBDurchfVO einen Man-
gel dar, doch diese kénnen nur im Rahmen von anlassbezogenen
Priifungen geméaR3 §11 WBDurchfVO durch die bezirkliche Wohn-
Pflege-Aufsicht festgestellt werden. Wie oft priift die Wohn-Pflege-
Aufsicht jahrlich Einrichtungen diesbezuglich aktuell?

Antwort zu Frage 7:

Da bislang noch keine Verpflichtung besteht, erfolgte auch keine Uberpriifung im Rah-
men von anlassbezogenen Begehungen. Die Einrichtungen werden jedoch auf die kom-
mende Verpflichtung hingewiesen und hinsichtlich der Umsetzung von Anforderungen
und Kompensationsmdglichkeiten konzeptionell beraten.

Frage 8: Das Projekt ,,Digital dabei — Digitalmentor*innen fiir Hamburg“ wurde
bis Ende 2024 verléngert. Aus welcher Quelle (Aufgabenbereich und
PG) wurde die Verldngerung fiir das Jahr 2024 finanziert und ist eine
Fortfiihrung geplant?

Wenn ja, bis wann zu welchen Voraussetzungen?
Wenn nein, warum nicht?
Antwort zu Frage 8:

Das Projekt ,Digital dabei — Digitalmentor*innen fir Hamburg® wird aus dem Aufgaben-
bereich 299 Gleichstellung und gesellschaftlicher Zusammenhalt, Produktgruppe
299.01 Gleichstellung und gesellschaftlicher Zusammenhalt, finanziert. Im Ubrigen
siehe Antwort zu 1 und 2.



	Schriftliche Kleine Anfrage des Abgeordneten Andreas Grutzeck (CDU) vom 08.08.24 und Antwort des Senats
	Betr.: Vereinsamung entgegenwirken – Hat der Senat die Attraktivität der Seniorentreffs wie versprochen gesteigert? (V)
	Einleitung für die Fragen:
	Frage 1: In den Jahren 2021 und 2022 erhielten die Seniorentreffs meist Pauschalen zwischen 11.000 und 13.000 Euro pro Jahr (Drs. 22/3613). Doch auch 2023 und 2024 blieben die Summen gleich. Die geringe Differenz von maximal 2.000 Euro pro Jahr dürfte kaum einen Anreiz bieten, Angebote neu zu denken. Wie will der Senat Anreize für vielseitigere Angebote schaffen und auch gute Angebote belohnen?
	Frage 2: Sieht der Haushalt 2025/2026 eine Erhöhung der Pauschalen vor?
	Wenn ja, in welcher Form?
	Wenn nein, warum nicht?
	Antwort zu Fragen 1 und 2:

	Frage 3: Das Modellprojekt für mehr Hauptamt fördert in Seniorentreffs hauptamtliche Unterstützung. 250.000 Euro waren jährlich für die beiden Projektjahre vorgesehen. Mittel in welcher Höhe werden von der zur Verfügung stehenden Summe Ende 2024 voraussichtlich abgerufen sein und aus welchem Aufgabenbereich welcher Produktgruppe kamen die Mittel konkret?
	Antwort zu Frage 3:

	Frage 4: Eine Auswertung des Modellprojekts ist im Zuge der Verwendungsnachweisprüfung vorgesehen. Für das Jahr 2023 müssten bereits alle Verwendungsnachweise vorliegen. Wurden diese bereits ausgewertet?
	Wenn ja, mit welchem Ergebnis?
	Wenn nein, wann soll Auswertung erfolgen?
	Antwort zu Frage 4:

	Frage 5: 86 von 142 angeschriebenen vollstationären Pflegeeinrichtungen haben sich an der Befragung, ob sie WLAN bieten, beteiligt. 95 Prozent haben bejaht. Ob die anderen 56 Einrichtungen nicht geantwortet haben, weil sie kein WLAN haben, weiß der Senat nicht. Die Verpflichtung greift aber Anfang 2025. Wie viele Beschwerde von Bewohnern wegen fehlendem WLAN sind dem Senat für die Jahre 2023 und 2024 bekannt? Und wie oft erfolgte eine Überprüfung der Anforderungen im Rahmen von anlassbezogenen Prüfungen gemäß § 11 Wohn- und Betreuungsdurchführungsverordnung (WBDurchfVO) durch die bezirkliche Wohn-Pflege-Aufsicht mit jeweils welchem Ergebnis?
	Antwort zu Frage 5:

	Frage 6: Der LSB fordert dringend eine personell bessere Ausstattung der Pflegestützpunkte. Im 4. Quartal 2024 sollen zwischen der für Gesundheit zuständigen Behörde und den Bezirksämtern die Grundlagen für eine Personalbemessung festgelegt werden, die im Jahr 2025 beginnen soll. Wie lange soll die Bemessung laufen und wann soll ein Ergebnis vorgelegt werden?
	Antwort zu Frage 6:

	Frage 7: Ab dem 1. Januar 2025 gilt Barrierefreiheit in Wohn-Pflegeeinrichtungen und im Servicewohnen. Laut dem Senat vorliegender Auskunft bestehe bei circa 10 Prozent kein Handlungsbedarf, bei circa 20 Prozent ein geringer Handlungsbedarf sowie bei circa 70 Prozent ein großer Handlungsbedarf. Allerdings gibt es für die Meldung der Barrierefreiheit in Einrichtungen keine Gesetzesgrundlage. Zwar stellt eine Abweichung von den Anforderungen des HmbWBG und den dazugehörigen Verordnungen gemäß § 4 Absatz 1 WBDurchfVO einen Mangel dar, doch diese können nur im Rahmen von anlassbezogenen Prüfungen gemäß §11 WBDurchfVO durch die bezirkliche Wohn-Pflege-Aufsicht festgestellt werden. Wie oft prüft die Wohn-Pflege-Aufsicht jährlich Einrichtungen diesbezüglich aktuell?
	Antwort zu Frage 7:

	Frage 8: Das Projekt „Digital dabei – Digitalmentor*innen für Hamburg“ wurde bis Ende 2024 verlängert. Aus welcher Quelle (Aufgabenbereich und PG) wurde die Verlängerung für das Jahr 2024 finanziert und ist eine Fortführung geplant?
	Wenn ja, bis wann zu welchen Voraussetzungen?
	Wenn nein, warum nicht?
	Antwort zu Frage 8:




